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0 Zusammenfassung 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) lässt 
Projekte der Bilateralen Finanziellen Zusammenarbeit (FZ) von der Kreditanstalt für Wieder
aufbau (KfW) durchführen. Der Bundesrechnungshof hat die Vergabe von Aufträgen für Wa
ren und Dienstleistungen für diese Projekte stichprobenhaft geprüft, um sich einen Überblick 
über das Vergabegeschehen bei der KfW zu verschaffen. Die Stichprobe umfasst 30 Vergabe
vorgänge für FZ-Projekte in 18 Ländern. Sie beinhaltet verschiedene Vergabeverfahren für 
die Beschaffung von Waren und Dienstleistungen mit Vertragswerten von weniger als 
20 000 bis über 50 Mio. Euro. 

Die KfW vergibt die Aufträge häufig nicht selbst, sondern lässt diese durch Partner im jeweili
gen Land vergeben. Diese Partnervergaben hat der Bundesrechnungshof ebenfalls geprüft. 

In diesem dritten Teil der Prüfung hat sich der Bundesrechnungshof mit festgestellten Verga
berechtsverstößen bei den 30 geprüften einzelnen Vergabevorgängen befasst. 

Der Bundesrechnungshof hat Folgendes festgestellt: 

0.1  

Die KfW wählte für eine Vergabe im eigenen Namen mit der Angebotseinholung das falsche 
Vergabeverfahren und schränkte damit ungerechtfertigt den Wettbewerb ein. Sie dokumen
tierte nicht die erforderliche fachliche Qualifikation für die Bietervorauswahl. Auch für die 
nachfolgende Direktvergabe lagen die Voraussetzungen nicht vor. Der Bundesrechnungshof 
hat dem BMZ empfohlen sicherzustellen, dass die KfW bei Auftragsvergaben im eigenen Na
men das Vergabeverfahren sorgfältig prüft, die Auswahl begründet und verschriftlicht sowie 
die Anforderungen an vorausgewählte Bieter dokumentiert. Das BMZ hat zugesagt, die Emp
fehlungen des Bundesrechnungshofs weiterzugeben. Der Bundesrechnungshof erwartet, 
dass die KfW die Empfehlungen umsetzt und dem BMZ dazu berichtet (Tz. 2). 

0.2  

Die KfW begründete die direkte Vergabe von Aufträgen ohne Wettbewerb nicht ausreichend. 
In einem Fall betrug der Auftragswert mehr als 50 000 Euro, in einem anderen Fall mehr als 
400 000 Euro. Der Bundesrechnungshof hat das BMZ aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die 
KfW ihre FZ-Vergaberichtlinien dahingehend ergänzt, dass ohne eine sorgfältige Marktana
lyse nicht davon ausgegangen werden darf, dass nur eine Person eine Leistung erbringen 
kann. Das BMZ will dies an die KfW weitergeben. Der Bundesrechnungshof geht davon aus, 
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dass die KfW seine Empfehlungen umsetzt. Er wird sich zu gegebener Zeit hiervon überzeu
gen (Tz. 3). 

0.3  

Die KfW legitimierte Vergaben rückwirkend. In einem Fall setzte der Projektträger seinen Ver
trag mit dem Auftragnehmer fort. Die KfW genehmigte dafür eine Direktvergabe, ohne dass 
die Voraussetzungen vorlagen. In einem anderen Fall beauftragte der Projektträger mittels 
Direktvergabe, ohne dies zuvor mit der KfW abgestimmt zu haben. Der Bundesrechnungshof 
sieht in beiden Fällen die Direktvergabe nicht als das richtige Vergabeverfahren an. Darüber 
hinaus haben beide Projektträger die KfW vor vollendete Tatsachen gestellt. Beides verstößt 
gegen die FZ-Vergaberichtlinien. Der Bundesrechnungshof hat dem BMZ empfohlen sicher
zustellen, dass die KfW ein solches Vorgehen von Projektträgern künftig nicht mehr akzep
tiert und ihre Sanktionsmöglichkeiten nach den FZ-Vergaberichtlinien nutzt. Der Bundesrech
nungshof hat dem BMZ auch empfohlen, gegenüber der KfW klarzustellen, dass Vergaben 
nachträglich nur dann legitimiert werden dürfen, wenn die Voraussetzungen der FZ-Verga
berichtlinien erfüllt sind. Das BMZ sollte sicherstellen, dass diese Vorgaben beachtet werden. 
Das BMZ hat zugesagt, die Empfehlungen des Bundesrechnungshofs weiterzugeben. Der 
Bundesrechnungshof erwartet, dass die KfW die Empfehlungen umsetzt und dem BMZ dazu 
berichtet (Tz. 4). 
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1 Vorbemerkungen 

1.1 Prüfungsgegenstand 
Ihre Projekte zur Entwicklungszusammenarbeit (EZ) führen Sie nicht selbst durch. Sie 
beauftragen dafür Durchführungsorganisationen. Im Bereich der FZ beauftragen Sie 
die KfW, die entsprechenden Projekte umzusetzen. 

Die KfW finanziert im Auftrag der Bundesregierung Investitionen und begleitende Be
ratungsleistungen in Entwicklungs- und Schwellenländern. Durch Finanzierungsver
träge fördert die KfW aus Mitteln des Bundeshaushalts und ergänzenden eigenen Mit
teln den Aufbau wirtschaftlicher und sozialer Infrastruktur und Finanzsektoren sowie 
Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz. Die dortigen Partner führen die Projekte 
in eigener Verantwortung vor Ort durch.1 Dafür beschaffen sie die erforderlichen Leis
tungen durch Vergaben (Partnervergaben). Diese überwacht die KfW. Darüber hinaus 
beschafft die KfW im eigenen Namen. 

Wir haben Beschaffungen von Waren2 und Dienstleistungen3 geprüft. Dabei ging es 
überwiegend um Partnervergaben. Außerdem haben wir Beschaffungen der KfW im 
eigenen Namen unterhalb der Schwellenwerte der Europäischen Union geprüft.4 Das 
neue Verfahren der risikobasierten Vergaben, welches die KfW mit der Novelle ihrer FZ-
Vergaberichtlinien zum Juli 20245 eingeführt hat, haben wir nicht geprüft. Dies kann 
Gegenstand einer weiteren Prüfung sein. 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
1  KfW Entwicklungsbank, Nachhaltigkeitsrichtlinie, Juni 2023, S. 4. 
2  Die Begriffe Waren, Güter und Lieferleistungen haben in dieser Prüfungsmitteilung die gleiche Bedeutung. In den für 

unsere Prüfung relevanten Rechtsquellen wird mal der Begriff Waren, mal Güter und mal Lieferleistungen verwendet. 
So wird im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in § 103 Absatz 2 festgelegt: „Lieferaufträge sind Ver
träge zur Beschaffung von Waren, die insbesondere Kauf oder Ratenkauf oder Leasing, Mietverhältnisse oder Pacht
verhältnisse mit oder ohne Kaufoption betreffen.“ In den FZ-Vergaberichtlinien der KfW wird der Begriff Lieferun
gen/Güter wie folgt definiert: „Verbrauchsstoffe, Rohmaterialien, Maschinen, Ausrüstung, Fahrzeuge und zugehörige 
Dienstleistungen, z. B. Transport, Versicherung, Installation, Inbetriebnahme, Schulung und Erstwartung.“ 

3  Dies sind Beratungsleistungen (häufig als Consulting bezeichnet) und sonstige Dienstleistungen. Den Begriff Bera
tungsleistungen definiert die KfW wie folgt: „Dienstleistungen beratender/professioneller Art, insbesondere die Er
bringung von Experten-/Strategieberatung, Managementdienstleistungen, Coaching, Strategieentwicklung, Imple
mentierungs- und Kommunikationsdienstleistungen sowie beratende und projektbezogene Dienstleistungen, z. B. 
Machbarkeitsstudien, Projektmanagement, Ingenieurdienstleistungen, Bauüberwachung, Finanz- und Buchhaltungs
dienstleistungen sowie Schulungen und Organisationsentwicklung.“ Sonstige Dienstleistungen sind: „Dienstleistun
gen, bei denen es sich nicht um Beratungsleistungen handelt. Sonstige Dienstleistungen werden in der Regel auf der 
Grundlage der Leistung messbarer Ergebnisse angeboten und vergeben, für die Leistungsstandards eindeutig identi
fiziert und konsequent angewendet werden können, z. B. topographische und geotechnische Untersuchungen, Bo
denuntersuchungen, Luftvermessungen und Fernerkundung, Bohrungen, Luftaufnahmen, Satellitenbilder, Kartierun
gen und ähnliche Operationen, Transport und Verteilung von Gütern.“ 

4  Die KfW konnte uns keine vollständige Liste mit allen Vergaben für die Jahre 2021 bis 2023 vorlegen. Wir haben des
halb für diese Prüfung hilfsweise auf eine Auswertung aus dem FZ-Vergabetool abgestellt. Die Vergaben der KfW im 
eigenen Namen oberhalb der EU-Schwellenwerte sind hierin nicht enthalten. Diese können Gegenstand einer weite
ren Prüfung sein. 

5  FZ-Vergaberichtlinien der KfW, Dokumentversion Januar 2019. Diese wurde in den Jahren 2021, 2023 sowie zuletzt im 
Juli 2024 überarbeitet. In folgenden Zitaten wird daher in Klammern die Jahreszahl der zitierten Fassung ergänzt. 
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Wir haben 30 Vergabevorgänge für FZ-Projekte in 18 Ländern geprüft. Da wir uns einen 
Überblick über das Vergabegeschehen bei der KfW verschaffen wollten, enthält unsere 
Stichprobe verschiedene Vergabeverfahren für die Beschaffung von Waren und Dienst
leistungen mit Vertragswerten von weniger als 20 000 bis über 50 Mio. Euro. Unsere 
Prüfungsergebnisse stellen wir in zwei Teilen dar.  

Im ersten Teil stellen wir grundsätzliche über den Einzelfall hinausgehende Rechtsfra
gen dar. Im zweiten Teil behandeln wir organisatorische Aspekte und Dokumentati
onsmängel. Im vorliegenden dritten Teil geht es um konkret festgestellte Vergabe
rechtsverstöße bei den 30 geprüften einzelnen Vergabevorgängen.  

Die vorläufigen Ergebnisse unserer Prüfung haben wir Ihnen am 14. Mai 2025 mitge
teilt. Hierzu haben Sie am 12. August 2025 Stellung genommen. Ihre Stellungnahme ist 
in der vorliegenden Abschließenden Prüfungsmitteilung berücksichtigt. 

Die KfW unterscheidet folgende Arten von Vergabeverfahren6 (in absteigender Reihen
folge ihres Wettbewerbsniveaus): 

→ Bei der Internationalen öffentlichen Ausschreibung (IÖA) wird die Ausschreibungsbe
kanntmachung international veröffentlicht, um auf internationaler Ebene Personen für 
die Teilnahme am Beschaffungsprozess zu gewinnen. 

→ Bei der Nationalen öffentlichen Ausschreibung (NÖA) wird die Ausschreibungsbe
kanntmachung auf nationaler Ebene veröffentlicht. Bewerbungen von Personen auf 
internationaler Ebene werden jedoch nicht von der Teilnahme ausgeschlossen. 

→ Bei der Angebotseinholung ist der Beschaffungsprozess auf eine begrenzte Anzahl 
(mindestens drei qualifizierte Bieter) vorab ausgewählter, qualifizierter Personen be
schränkt, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden. 

→ Beim Preisangebot müssen mindestens drei vorab ausgewählte, qualifizierte Personen 
ein Angebot abgeben. In der Angebotsanfrage sind die technischen Anforderungen, 
sonstige relevante Informationen sowie das Evaluierungsverfahren (in der Regel preis
basiert) anzugeben. Das Preisangebot kann nur für die Beschaffung hoch standardi
sierter, im Handel erhältlicher Standardlieferungen und sonstiger Dienstleistungen ge
wählt werden. 

→ Bei der Direktvergabe wird nur eine vorab ausgewählte, qualifizierte Person gebeten, 
ein Angebot auf Grundlage einer vom Projektträger ausgearbeiteten Funktionsbe
schreibung, Spezifikation oder Leistungsbeschreibung abzugeben. 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
6  Vgl. Artikel 2.1 der FZ-Vergaberichtlinien (2019). 
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Tabelle 1 

Geprüfte Vergabevorgänge 
Nummer Land/Region Art der  

Beschaffung 
Vergabeverfahren Vertragsdatum Vertragswert  

in Euro 

1  Dienstleistung IÖAa 28.05.2018 149 254 

2  Dienstleistung Direktvergabe 24.12.2018 201 035 

3  Dienstleistung Angebotseinholung 04.01.2023 40 393 

4  Dienstleistung Direktvergabe 29.03.2023 67 568 

5  Dienstleistung NÖAb 26.08.2019 18 289 

6  Waren IÖA 27.07.2020 18 639 983 

7  Waren NÖA 28.12.2018 3 914 669 

8  Waren Angebotseinholung 15.03.2023 173 120 

9  Waren Direktvergabe 28.12.2020 192 277 

10  Waren Sonstiges 23.10.2020 69 127 

11  Waren IÖA 10.10.2022 51 390 044 

12  Waren Direktvergabe 09.12.2021 211 918 

13  Waren NÖA 02.06.2022 165 095 

14  Waren IÖA 17.11.2020 204 487 

15  Waren Angebotseinholung 21.06.2022 464 047 

16  Dienstleistung Angebotseinholung 19.07.2023 18 585 

17  Dienstleistung Direktvergabe 25.10.2023 384 967 

18  Dienstleistung IÖA 25.10.2019 83 000 

19  Dienstleistung IÖA 16.06.2022 439 860 

20  Dienstleistung NÖA 23.03.2020 689 159 

21  Waren Angebotseinholung 23.03.2023 24 454 

22  Waren Direktvergabe 31.07.2022 22 687 

23  Dienstleistung NÖA unbekannt 209 163 

24  Waren IÖA 03.12.2022 13 998 633 

25  Waren IÖA 28.04.2022 915 977 

26  Dienstleistung Angebotseinholung 24.08.2020 30 758 

27  Dienstleistung Direktvergabe 06.07.2021 53 817 

28  Dienstleistung Direktvergabe 29.09.2021 416 600 
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29  Dienstleistung NÖA 12.12.2017 50 143 

30  Dienstleistung IÖA 25.08.2022 231 569 

Erläuterung: 
a Internationale öffentliche Ausschreibung. 
b Nationale öffentliche Ausschreibung. 

Quelle: KfW. 

1.2 Rechtliche Rahmenbedingungen 
Für die FZ regeln Sie in Verwaltungsvorschriften (VV) die vertraglichen Grundlagen wie 
Darlehens- und Finanzierungsverträge sowie die Auftragsvergabe.7 Für Lieferungen 
und die damit zusammenhängenden Leistungen schreiben Sie in Tz. 61 der VV Num
mer 004 eine IÖA und den Vorrang des wirtschaftlichsten Angebotes vor. Dies umfasst 
alle Leistungen, die mit der Durchführung der Vorhaben in Verbindung stehen.8 Vorga
ben zur Umsetzung dieser Punkte treffen Sie für die FZ-Vergaberichtlinien.9 Für Bera
tungsleistungen sehen Sie in Tz. 62 der VV Nummer 004 ebenso IÖA vor, wobei hier 
vorrangig die Qualität der Angebote zu berücksichtigen sei und kein Missverhältnis 
zwischen Leistung und Preis bestehen darf. In Tz. 64 VV Nummer 004 legen Sie die 
Überwachungspflicht der KfW für die Auftragsvergaben im Partnerland fest – außer bei 
Direktleistungen10. Für Partnervergaben stellen Sie Weiteres, u. a. zu den Schwellen
werten zur Bestimmung des Vergabeverfahrens, klar.11 

Die KfW regelte Vergaben und deren Überwachung bis 2019 anhand zweier Richtlinien: 
der Richtlinie für die Beauftragung von Consultants (RBC) und der Richtlinie für die Be
schaffung von Lieferung und Leistungen und von Bauaufträgen. Nach einer Überarbei
tung führte sie beide Richtlinien in den noch heute geltenden FZ-Vergaberichtlinien zu
sammen.12 Für Partnervergaben sollten nachhaltigere Ausschreibungsprozesse sowie 
eine höhere Verbindlichkeit erreicht werden. Für die Überarbeitung habe sich die KfW 
an Regelwerken u. a. der Europäischen Investitionsbank (EIB) orientiert. Sie griff darin 
die folgenden Grundprinzipien auf: Wettbewerb, Fairness, Transparenz, Vertraulichkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit und Verhältnismäßigkeit. Sie strebe keine direkte 
Umsetzung der Richtlinien an, sondern wahre schwerpunkthaft den Wettbewerb, Com
pliance sowie Umwelt-, Sozial-, Gesundheits- und Sicherheitsstandards (ESHS). Für die 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
7  Handbuch der bilateralen EZ, VV Nummer 004, Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenar

beit mit Kooperationspartnern der deutschen EZ (Version vom 1. Juli 2021), Tz. 58 ff. und 61 ff. 
8  Consulting, Non-Consulting, Bau sowie Lieferungen laut Handbuch der bilateralen EZ, Verfahrensinformation Num

mer VI 022, Vergaberegelungen in der FZ (Version vom 19. Dezember 2023), S. 3. 
9  Handbuch der bilateralen EZ, VV Nummer 004, Tz. 61, S. 5. 
10  Direktleistungen sind Leistungen, die die Bundesregierung selbst erbringt. Sonst stellt die Bundesregierung über ihre 

Durchführungsorganisationen dem Kooperationspartner Mittel zur Finanzierung von Leistungen zur Verfügung, siehe 
Handbuch der bilateralen EZ, VV Nummer 004, Tz. 12. 

11  Handbuch der bilateralen EZ, Verfahrensinformation Nummer VI022 (Version vom 19. Dezember 2023) S. 3ff. Hierbei 
geht es um die Schwellenwerte zur Abgrenzung zwischen einer IÖA und einer NÖA, siehe auch Tz. 1.1.  

12  FZ-Vergaberichtlinien der KfW (Januar 2019).  
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Festlegung der Schwellenwerte in den FZ-Vergaberichtlinien habe sich die KfW an den 
EU-Schwellenwerten aus dem Jahr 2017 orientiert. 

Auch für die Beschaffungen, die die KfW im eigenen Namen – bis zur Höhe der EU-
Schwellenwerte – durchführt, gelten die FZ-Vergaberichtlinien entsprechend.13 Die KfW 
ist nach § 1 Absatz 1 S. 1 Gesetz über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KredAnst
WiAG) eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Nach § 112 Absatz 2 S. 1 BHO ist sie ein Un
ternehmen in der Rechtsform einer bundesunmittelbaren juristischen Person des 
öffentlichen Rechts, für das die Vorschriften der § 65 Absatz 1 Nummern 3 und 4 und 
Absatz 2, 3 und 4; § 68 Absatz 1 und § 69 BHO entsprechend und § 111 BHO unmittel
bar gelten. Die KfW ist somit nicht an § 55 BHO und die dazugehörigen VV gebunden. 
Dementsprechend gilt auch die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) nicht für die 
KfW. 

Den Projektbedarf beschafft der Projektträger grundsätzlich mittels Partnervergabe 
auf Basis der Darlehens- und Finanzierungsverträge mit der KfW. 

Die KfW ist nach § 99 Nummer 2 c Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
öffentliche Auftraggeberin. Sie hat für – eigene – öffentliche Aufträge an Unternehmen, 
deren geschätzter Auftragswert die EU-Schwellenwerte erreicht oder überschreitet, das 
Vergaberecht der §§ 97 ff. GWB sowie die Verordnung über die Vergabe öffentlicher 
Aufträge (VgV) anzuwenden. Nach § 103 Absatz 1 GWB sind öffentliche Aufträge ent
geltliche Verträge über die Beschaffung von Leistungen, die die Lieferung von Waren, 
die Ausführung von Bauleistungen oder die Erbringung von Dienstleistungen zum Ge
genstand haben. Die Finanzierungen der KfW selbst sind keine öffentlichen Aufträge im 
Sinne des § 103 GWB, da dafür der Beschaffungszweck fehlt.14 Für Beschaffungen der 
KfW im eigenen Namen gelten die EU-Schwellenwerte des § 106 GWB. Für Partner
vergaben gelten grundsätzlich die Vergaberegularien des jeweiligen Landes. Die KfW 
sieht in den Projekten für Vergaben ihre FZ-Vergaberichtlinien als Mindestanforderung. 
Sie überprüfe, ob das nationale Vergaberecht des Partnerlandes dem entspreche. In 
der Regel vereinbare die KfW bei Vertragsschluss in der Besonderen Vertragsvereinba
rung des Finanzierungsvertrages die Geltung der FZ-Vergaberichtlinien. Für eigene 
Vergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte wendet die KfW die FZ-Vergaberichtlinien 
entsprechend an.15 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
13  Siehe Fußnote 2 der FZ-Vergaberichtlinien der KfW (2023). 
14  Siehe Pünder/Schellenberg, 3. Auflage 2019, § 103 GWB, Randnummer 32 f.: Die Vorschriften für die öffentliche Auf

tragsvergabe gelten in der Regel nicht für Finanzhilfen, d. h. für die „bloße Finanzierung von Tätigkeiten, die häufig 
mit der Verpflichtung verbunden ist, erhaltene Beträge bei nicht bestimmungsgemäßer Verwendung zurückzuzah
len.“ 

15  Artikel 1.1 Satz 1 und Fußnote 2 der FZ-Vergaberichtlinien KfW (2023). 
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2 Abweichung vom Grundsatz der 
öffentlichen Ausschreibung 

Rechtsgrundlagen 
Beschaffungen im Namen der KfW finanziert diese für die Projektvorbereitung aus Mit
teln des Studien- und Beratungsfonds. Ausschreibungen nach diesem Fonds unterlie
gen nach Ihren Vorgaben dem „Vergaberecht“.16 Gemeint ist das Vergaberecht des 
GWB für Vergaben ab Erreichen der EU-Schwellenwerte. Machbarkeitsstudien sind als 
Beratungsleistungen Dienstleistungen und unterliegen daher den Vergabeverfahren 
nach den FZ-Vergaberichtlinien. 

Bis Ende 2018 galten die RBC17 und sahen für Beratungsleistungen ebenfalls die Durch
führung einer Ausschreibung vor (Abschnitt 1.4, Tz. 1.11 ff.). Nach Tz. 1.10 RBC konnte 
die KfW auf Wunsch des Auftraggebers die Auswahl und Beauftragung des Consultants 
teilweise oder vollständig im Auftrag und Namen des Auftraggebers – als Geschäftsbe
sorgung – durchführen. Alternativ vergab nach Tz. 1.11 RBC die KfW die Consultingleis
tung im eigenen Namen. Nach Tz. 1.01 RBC fanden die RBC auch Anwendung, wenn die 
KfW im eigenen Namen Aufträge vergab, soweit das deutsche Recht nichts anderes 
vorgab. Nach Tz. 1.12 RBC waren Consultingleistungen vom Auftraggeber in der Regel 
öffentlich und international auszuschreiben. Gemäß Tz. 1.13 waren andere Beschaf
fungsformen möglich. Nach den Abschnitten 3 und 4 der RBC: Nach Tz. 3.01 RBC 
konnte mit vorheriger Zustimmung der KfW vom Prinzip der IÖA und unbeschränkten 
Ausschreibung abgewichen werden, wenn die Voraussetzungen der Tz. 3.2 (NÖA) und 
Tz. 3.3 (Angebotseinholung) vorlagen. Die dort dargestellten Ausnahmen waren an
wendbar bis zu einer Auftragsgröße von 200 000 Euro netto, sofern mit der KfW keine 
anderen Schwellenwerte vereinbart wurden. Nach Tz. 3.02 RBC war eine auf das Part
nerland beschränkte Veröffentlichung der Ausschreibung unterhalb der Schwellen
werte (von 200 000 Euro netto) möglich, wenn  

„a) für die vorgesehenen Aufgaben auf dem lokalen Markt ausreichend qualifizierte 
Bieter für einen Wettbewerb verfügbar sind und  

b) für die Tätigkeit von Art und Umfang seitens internationaler Bieter kein Interesse zu 
erwarten ist.“ 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
16  Handbuch der bilateralen EZ, VV Nummer 004, Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenar

beit mit Kooperationspartnern der deutschen EZ, Tz. 62. 
17  Prozessorientiertes Handbuch Fachinformation Nummer FI050 Richtlinien für die Beauftragung von Consultants in 

der Finanziellen Zusammenarbeit mit Partnerländern, KfW Entwicklungsbank, September 2013 (Version 2008, geän
dert am 16. April 2012). 
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Tz. 3.03 der RBC bestimmte, dass eine Angebotseinholung bei mindestens drei qualifi
zierten Bietern durchgeführt werden konnte, wenn die Voraussetzungen einer NÖA 
nicht gegeben waren. Tz. 3.04 der RBC definierte die Anforderungen an die fachliche 
Qualifikation der Vorauswahl von Bietern einer Angebotsaufforderung. 

Die RBC ließen die Aufhebung einer Ausschreibung zu, wenn kein Leistungsangebot 
die geforderte Mindestpunktzahl erreicht hat (Abschnitt 2.6 – Aufhebung der Aus
schreibung Tz. 2.25 Buchstabe b). Eine „freihändige Vergabe“18 definierten die RBC als 

Einholung von nur einem Angebot und Vergabe ohne Wettbewerb. Sie war in begrün
deten Ausnahmefällen zulässig. Ein Beispiel dafür war die Aufhebung einer Ausschrei
bung gemäß Abschnitt 2.6, sofern ein erneuter Wettbewerb keine angemessenen Er
gebnisse erwarten ließ. Tz. 3.03 der RBC bestimmte, dass eine Angebotseinholung bei 
mindestens drei qualifizierten Bietern durchgeführt werden konnte, wenn die Voraus
setzungen einer nationalen Veröffentlichung der Ausschreibung nicht gegeben waren. 
Tz. 3.04 der RBC definierte die Anforderungen an die fachliche Qualifikation der Vor
auswahl von Bietern einer Angebotsaufforderung. 

Die EU-Schwellenwerte für Auftragsvergaben durch öffentliche Auftraggeber wie die 
KfW betrugen für Dienstleistungen 209 000 Euro bis zum 31. Dezember 2017 und da
nach 221 000 Euro.19 

Feststellungen 
Für das Vorhaben 1 stellte die KfW in der Projektprüfung, also in der Vorbereitungs
phase, Nachbesserungsbedarf für die Umwelt- und Sozialverträglichkeit des Vorhabens 
fest. Den Auftragswert für die Erstellung einer solchen Studie schätzte die KfW auf 
150 000 Euro. Sie beauftragte für 149 254 Euro einen fachspezifischen Gutachter mit 
einer weiteren Studie. Die Unterzeichnung des FZ-Darlehensvertrages für dieses Pro
jekt hing vom Ergebnis dieser Studie ab. Die KfW vergab diese Studie im eigenen Na
men. Sie wählte zunächst zwei Unternehmen mit Sitz in Deutschland und anschließend 
zwei weitere mit Sitz im Ausland aus. Die KfW dokumentierte weder die Wahl des 
Vergabeverfahrens noch die fachliche Qualifikation der vorausgewählten Unterneh
men. 

Die „Ausschreibungsunterlagen“ sandte sie am 22. Dezember 2017 an die vier voraus
gewählten Consultingunternehmen (Anlage 4 der Unterlagen) und forderte sie zur Ab
gabe ihrer Angebote für die Erstellung der Studie auf. Sie veröffentlichte die Unterla
gen nicht. Die zwei Unternehmen mit Sitz im Ausland sagten vor Ablauf der Frist ab. Die 
zwei deutschen Unternehmen A und B reichten ihre Angebote ein. Allerdings gab A das 
Angebot erst zwei Stunden nach der in den Unterlagen genannten Uhrzeit ab. Daher 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
18  Der Begriff „freihändige Vergabe“ wird in den RBC anstelle des Begriffes „Direktvergabe“ verwendet. 
19  Delegierte Verordnung (EU) 2017/2365, Artikel 1. 
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wurde das Angebot nicht gewertet. Die Auswertung des Gebots von B erreichte im 
technischen Angebot nicht die geforderte Mindestpunktzahl. Daher wurde die „Aus
schreibung“ aufgehoben. Mit der Begründung, dass eine weitere „Ausschreibung“ 
keine angemessenen Ergebnisse liefern würde, forderte die KfW A erneut zur Abgabe 
eines technischen und finanziellen Angebotes auf. Nach Zustimmung von A öffnete die 
KfW erneut die von A bereits eingereichten Unterlagen und beauftragte A im 
März 2018 direkt. Die Beschaffung der Studie wurde sowohl im FZ Vergabetool als auch 
im Filenet20 als IÖA gekennzeichnet. 

Würdigung und Empfehlungen 
Für die Vergabe galten die RBC, da es sich um eine Vergabe der KfW im eigenen Na
men unterhalb der EU-Schwellenwerte handelte. Die KfW führte im Dezember 2017 zu
nächst eine Angebotseinholung durch. Da das geschätzte Vertragsvolumen unterhalb 
der Schwellenwerte für IÖA lag, wäre eine Angebotseinholung zulässig gewesen, so
fern der Ausnahmetatbestand erfüllt gewesen wäre. Eine Angebotseinholung war nach 
Tz. 3.03 nur zulässig, wenn die Voraussetzungen für eine NÖA nach Tz. 3.02 nicht vorla
gen. Hierzu hat die KfW aber nichts dokumentiert. Es gibt weder eine Aussage dazu, ob 
für die vorgesehenen Aufgaben auf dem lokalen Markt ausreichend qualifizierte Bieter 
für einen Wettbewerb verfügbar waren noch dazu, ob für die Tätigkeit von Art und Um
fang seitens internationaler Bieter kein Interesse zu erwarten war. Die Tatsache, dass 
die KfW jeweils einen Anbieter aus dem Ausland zur Angebotsabgabe aufforderte, deu
tet vielmehr darauf hin, dass sie von einem Interesse internationaler Bieter ausging. 
Insofern war die Voraussetzung nach Tz. 3.02 RBC Buchstabe b und somit die Tz. 3.02 
RBC gesamt nicht erfüllt. Da die Voraussetzungen für eine NÖA nicht vorlagen, war 
eine Abweichung von dem in Tz. 1.12 RBC geregelten Prinzip der IÖA nicht zulässig. Die 
KfW erstellte Unterlagen und bezeichnete diese als „für eine öffentliche Ausschrei
bung“. Da die KfW die Unterlagen aber nicht veröffentlichte, sondern an vier vorausge
wählte Bieter versandte, führte sie eine Angebotseinholung durch und schränkte damit 
ungerechtfertigt den Wettbewerb ein. Darüber hinaus dokumentierte sie nicht die An
forderungen an die vorausgewählten Bieter nach Tz. 3.04 RBC.  

Auch die der Angebotseinholung folgende Direktvergabe erfüllte nicht die Vorausset
zungen an eine „freihändige Vergabe“ nach Abschnitt 3.4 (Tz. 3.07) RBC, da kein be
gründeter Ausnahmefall vorlag. Die KfW hat die Direktvergabe damit begründet, dass 
nach Tz. 3.07 Buchstabe c eine weitere „Ausschreibung“ keine angemessenen Ergeb
nisse liefern würde. Da aber eine Angebotseinholung vorausging und gerade keine 
Ausschreibung gemäß Abschnitt 2.6 der RBC vorlag, lagen die Voraussetzungen der 
Tz. 3.07 Buchstabe c nicht vor. Da die vorherige Angebotseinholung bei vier potenziel
len Bietern nicht vergaberechtskonform war und auch die Voraussetzungen für eine 
NÖA nicht vorlagen, hätte die KfW auch diese nachfolgende Vergabe als IÖA öffentlich 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
20  Filenet ist das Dokumentenmanagementsystem der KfW. 
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ausschreiben müssen. Sie schränkte damit ein weiteres Mal den Wettbewerb unzulässi
gerweise ein. 

Die Beschaffung der Studie kennzeichnete die KfW sowohl im FZ-Vergabetool als auch 
im Filenet fälschlicherweise als IÖA. Für die Auswahl unserer überprüften Vergabefälle 
richteten wir uns nach dieser Kennzeichnung. Wenn dort ein Vorgang als IÖA gekenn
zeichnet ist, jedoch in Wahrheit eine Angebotseinholung gefolgt von einer Direkt
vergabe darstellte, ist das irreführend. Auch alle Vergabestatistiken, die auf Auswertun
gen des FZ-Vergabetools beruhen, werden hierdurch unrichtig. 

Die RBC gelten nicht mehr. Sie wurden Anfang des Jahres 2019 durch die FZ-Vergabe
richtlinien abgelöst. Für Vergaben nach den FZ-Vergaberichtlinien haben wir empfoh
len, dass die KfW das Vorliegen der Voraussetzungen des gewählten Vergabeverfah
rens sorgfältig prüfen und begründen sollte. Die KfW sollte das tatsächlich gewählte 
FZ-Vergabetool zutreffend hinterlegen und aktualisieren. Die KfW sollte auch die Doku
mente, die die Veröffentlichung einer Ausschreibung dokumentieren, in Filenet able
gen. 

Stellungnahme des BMZ 
Sie haben zugesagt, unsere Empfehlungen an die KfW weiterzugeben. 

Abschließende Würdigung 
Wir gehen davon aus, dass die KfW unsere Empfehlungen umsetzen wird und werden 
uns zu gegebener Zeit hiervon überzeugen. 

3 Unzureichende Begründung von 
Direktvergaben mit 
Alleinstellungsmerkmal 

Rechtsgrundlagen 
Nach den FZ-Vergaberichtlinien (Artikel 2.1.5) wird im Falle einer Direktvergabe nur 
eine vorab ausgewählte, qualifizierte Person gebeten, ein Angebot auf Grundlage 
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einer vom Projektträger ausgearbeiteten Funktionsbeschreibung, Spezifikation oder 
Leistungsbeschreibung abzugeben. 

Nach Artikel 2.1.5 Absatz 5 der FZ-Vergaberichtlinien kann ein Vertrag u. a. dann direkt 
vergeben werden, wenn ein Alleinstellungsmerkmal vorliegt. Dies ist nach den FZ-
Vergaberichtlinien der Fall, wenn die Vertragsleistungen aufgrund einer bestimmten 
Kombination von erforderlichem Fachwissen und Erfahrung, technischer Gründe/Ei
genschaften oder des Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten (z. B. Patent, Urheber
recht) nur von einer bestimmten Person erbracht werden können. 

Der Auftraggeber muss also begründen, warum die Anforderungen erforderlich sind 
und warum nur ein Unternehmen sie erfüllen kann. 

Feststellungen 

Vorhaben 27:   

Die KfW gewährte einen Förderkredit für ein Projekt  . Für 
dieses Projekt vergab die KfW in eigenem Namen einen Auftrag für Beratungsleistun
gen direkt an einen Consultant. Nach dem FZ-Vergabetool betrug der geschätzte Auf
tragswert 53 820 Euro. 

Die KfW begründete die Direktvergabe mit einer besonderen Kombination aus Fachwis
sen und Erfahrung für die zu vergebene Beratungsleistung. Diese Expertise stelle ein 
Alleinstellungsmerkmal dar. Dem Sektorteam wären keine weiteren Experten/Consul
tants bekannt, die ein vergleichbares Profil und diese Expertise vorweisen könnten. 

Der beauftragte Consultant wäre ein ausgewiesener Fachmann im Bereich Logistik mit 
langjährigen Erfahrungen im Logistiksektor des Partnerlandes. Er hätte eine Vielzahl 
von Logistikvorhaben im Partnerland als Consultant mit vorbereitet und begleitet. Auf
grund seiner langjährigen Tätigkeit im Logistiksektor des Partnerlandes hätte er (im 
Vergleich zu anderen internationalen Consultants) intensive Kenntnisse sowohl der na
tionalen wie auch der lokalen Gegebenheiten, der relevanten gesetzlichen Bestimmun
gen und der politischen Zielvorgaben. Er wäre im Logistiksektor des Partnerlandes gut 
vernetzt. Außerdem hätte er gute Kontakte auch zu lokalen Consultants, die ihn bei sei
ner Tätigkeit unterstützten und die direkte Kommunikation mit dem Projektträger er
leichterten. 

Er würde neben Englisch fließend die Landessprache des Partnerlandes sprechen und 
schreiben. Das würde die Einarbeitung in das Projekt, die Sichtung von Projektunterla
gen und die direkte Kommunikation und Beratung des Projektträgers stark vereinfa
chen und beschleunigen. Insbesondere seine Beratertätigkeit für das Vorgänger-
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Projekt prädestinierte ihn, für dieselbe Funktion im hier vorgestellten Vorhaben tätig zu 
werden. Er hätte dort für die Machbarkeitsstudie wertvolle Hinweise und Vorschläge 
für die gesamte Projektkonzeption in direktem Kontakt mit dem Projektträger geben 
können. 

Vorhaben 28: Waldschutz  

Die KfW finanzierte aus Haushaltsmitteln des BMZ ein Projekt zum Waldschutz in einem 
Partnerland (  ). Für dieses Projekt vergab der Partner vor Ort einen 
Auftrag für Forschung und Ausbildung an eine Kooperation zwischen einer Hochschule 
des Partnerlandes und einer deutschen Hochschule. Es handelte sich um eine Direkt
vergabe. Nach dem FZ-Vergabetool betrug der geschätzte Auftragswert 420 000 Euro. 

Die KfW stimmte der Direktvergabe zu. Sie begründete dies damit, dass beide Universi
täten lang andauernde Erfahrungen in Ressourcenschutz und -nutzung hätten. So be
treute die deutsche Universität bereits diverse Doktoranden aus dem Partnerland und 
setzte erfolgreich eine Forschungskooperation in der Projektregion um. Die Erfahrun
gen und dadurch entstandene Expertise würden als synergetischer Mehrwert für die 
Umsetzung dieses Vorhabens erachtet. Der Partner wäre mit der Leistung dieser Wis
senschaftskooperation sehr zufrieden und plädierte für eine direkte Vergabe. Die bei
den Universitäten hätten das erforderliche technische, systemische und kontextsensi
tive Wissen. Sie würden Eigenmittel in die Forschung einbringen bzw. über die 
Integration der geplanten, vom Projekt unterstützten Forschungen in ihre mittelfristi
gen Arbeitspläne versuchen, zusätzliche Forschungsmittel einzuwerben. Aufgrund des 
fachspezifischen Nischen-Know-hows wäre die Wissenschaftskooperation der beiden 
Universitäten als einzige Wissenschaftskooperation zu betrachten, die diesen Auftrag 
durchführen könnte. 

Würdigung und Empfehlungen 
Bei Vorhaben 27 hat die KfW nicht dargestellt, dass nur der von ihr beauftragte Consul
tant die Leistung hat erbringen können. Sie hat zwar dargelegt, dass für die Leistungs
erbringung besondere Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich waren. Dass dem Sek
torteam keine anderen Experten bekannt waren, die diese Voraussetzungen erfüllten, 
bedeutet aber nicht, dass es diese nicht gab. 

Dass der beauftragte Berater bereits erfolgreich für das Vorgänger-Projekt tätig war, 
mag ihn qualifizieren und die Direktvergabe mag für das Sektorteam bequem sein, 
schließt aber einen Wettbewerb unzulässigerweise vollständig aus. 

Zu Vorhaben 28 hat die KfW ausgeführt, dass beide Universitäten die notwendigen Er
fahrungen und Fachkenntnisse hätten. Diese seien als einzige 
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Wissenschaftskooperation zu betrachten, die diesen Auftrag durchführen könnte. Der 
Ausnahmetatbestand des Alleinstellungsmerkmals setzt aber voraus, dass tatsächlich 
nur eine Person diese Leistung erbringen kann. Die KfW hätte dazu aktiv den Markt er
kunden und dies dokumentieren müssen. 

Wir haben Ihnen empfohlen, dafür Sorge zu tragen, dass die KfW 

→ ihre für Vergaben zuständigen Beschäftigten besser schult, wann von einem Alleinstel
lungsmerkmal ausgegangen werden darf und wie dessen Vorliegen zu dokumentieren 
ist sowie 

→ ihre FZ-Vergaberichtlinien dahingehend ergänzt, dass ohne eine sorgfältige Marktana
lyse nicht davon ausgegangen werden darf, dass nur eine Person eine Leistung erbrin
gen kann. 

Stellungnahme des BMZ 
Sie haben zugesagt, unsere Empfehlungen an die KfW weiterzugeben. Schulungen der 
für die Vergaben zuständigen Beschäftigten erfolgen eigenständig durch die KfW. 

Zur stärkeren Nutzung von Marktanalysen stünden Sie im Austausch mit der KfW. Aller
dings sei es aus Kapazitäts- und Kostengründen nicht möglich, Markanalysen bei 
grundsätzlich jeder Vergabe durchzuführen, sodass die KfW immer auch auf Vorerfah
rungen angewiesen sei. 

Abschließende Würdigung 
Wir gehen davon aus, dass die KfW unsere Empfehlungen umsetzen wird und werden 
uns zu gegebener Zeit hiervon überzeugen. 

Soweit dies vergaberechtlich geboten ist, sind auch Marktanalysen durchzuführen. Im 
Einzelfall ist zu prüfen, ob auf eine bereits aus einem früheren Vergabevorgang vor
handene Marktanalyse zurückgegriffen werden kann. Dazu müssen die Vergabefälle 
vergleichbar sein und es muss feststehen, dass sich die Marktlage seitdem nicht geän
dert hat. 
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4 Nachträgliche Legitimierung fehlerhafter 
Vergaben unterlassen 

4.1 Beschaffung von Dienstleistungen zur Prävention von 
HIV  

Feststellungen 

Für das Vorhaben 4 zur Prävention von HIV testete ein Unternehmen mit Sitz im Aus
land (Labor) für den Projektträger Präservative. In der Vergangenheit bezahlte der Pro
jektträger diese Tests phasenweise einzeln auf Basis eines Bestellverfahrens („Bon de 
commande“) ohne Abschluss eines KfW-Standardvertrages. Die KfW stellte klar, dass 
der Projektträger im Rahmen einer neuen Projektphase eine neue schriftliche Beauftra
gung des Labors versäumte. Das Labor testete wie bereits in der noch parallellaufen
den Vorphase des Projektes über einen längeren Zeitraum, ohne für die neue Pro
jektphase dazu schriftlich beauftragt worden zu sein und ohne diese Dienstleistung 
unmittelbar nach dem Erbringen gegenüber dem Projektträger abzurechnen. Im Som
mer 2022 rechnete das Labor beim Projektträger umgerechnet 67 568 Euro ab. Die Ver
gütung der bereits erbrachten Leistung war dem Projektträger nicht möglich. Der Pro
jektträger wollte daher rückwirkend einen Vertrag mit dem Labor abschließen, um das 
Geld von der KfW zu erhalten und die Rechnung für die realisierten Tests begleichen zu 
können. Die KfW „genehmigte nachträglich eine Direktvergabe“ an das Labor. Anschlie
ßend schloss der Projektträger nachträglich einen Vertrag mit dem Labor über die be
reits erbrachten Leistungen. Die KfW stellte klar, der Projektträger habe sich in diesem 
Einzelfall im Vorfeld nicht über die Anwendung eines bestimmten Vergabeverfahrens 
mit der KfW verständigt. 

Die KfW hat keine Arbeitsanweisung weder für das Bestellverfahren („Bon de com
mande“) noch für den Fall eines fehlenden Vertrages oder Vergabeverfahrens. Zur Be
urteilung dieses Einzelfalls legten die Projektverantwortlichen der KfW ihre FZ-Vergabe
richtlinien und deren Grundprinzipien zugrunde. Die Direktvergabe „genehmigte die 
KfW nachträglich u. a. auf Basis des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes“. Die KfW sah es 
nicht als verhältnismäßig an, aufgrund des formalen Versäumnisses des Projektpart
ners – einen schriftlichen Vertrag zu schließen – die Qualitätssicherung der Kondomlie
ferungen durch das spezialisierte Labor nicht vergüten zu können. Die Projektverant
wortlichen der KfW gingen nach Rücksprache mit dem Projektträger davon aus, dass 
das Labor, das für die Tests nötige spezialisierte Fachwissen besaß. Aufgrund der Be
auftragung in der Vorgängerphase des Projektes läge auch eine umfassende Projekter
fahrung vor, die in dem Markt ansonsten in der Form nicht zu finden gewesen wäre. 
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Dies wurde bei der „nachträglichen Genehmigung der Direktvergabe“ als Alleinstel
lungsmerkmal gewertet. Auch eine „frühere weitere öffentliche Ausschreibung“ hätte 
nach Ansicht der KfW voraussichtlich kein anderes Wettbewerbsergebnis erbracht. 

Würdigung 

Indem der Projektträger auch nach Ablauf der ursprünglichen Beauftragung dem La
bor fortgesetzt Präservative für Tests zur Verfügung stellte und das Labor die Testung 
fortsetzte, setzten beide das bisherige Vertragsverhältnis fort. Dies und damit das 
formlose Bestellverfahren „Bon de commande“ waren bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt nach Treu und Glauben gemäß §§ 133, 157 BGB als eine auf den 
Abschluss bzw. die Fortsetzung des Dienstleistungsvertrages gerichtete Willenserklä
rung des Projektträgers aufzufassen. Das Labor hat mit der Durchführung der Tests 
den Auftrag angenommen. Dies stellt eine konkludente Beauftragung dar. 

Die Argumentation der KfW zur Rechtfertigung der nachträglichen Genehmigung der 
Direktvergabe trägt nicht. Sie kommt mit dieser nachträglichen Genehmigung nicht ih
rer Verpflichtung zur Überwachung der Vergaben durch die Projektpartner nach Arti
kel 1.6.1 der FZ-Vergaberichtlinien nach. So kann diese Vergabe nicht mit dem Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit begründet werden. Da aufgrund der konkludenten Beauftra
gung des Labors ein Vertrag vorlag, war das Fehlen eines schriftlichen Vertrages verga
berechtlich nicht relevant. Die Voraussetzungen für eine Direktvergabe, hier das Allein
stellungsmerkmal, lagen nämlich nicht vor. Es ist nicht belegt, dass nur dieses eine 
Labor die notwendigen Tests hätte durchführen können. Die Argumentation, dass nur 
dieses Labor das für die Tests nötige spezialisierte Fachwissen besaß, trägt nicht. Wir 
gehen davon aus, dass die Fachexpertise zur Testung von Präservativen grundsätzlich 
auch andere als das hier beauftragte Labor haben. Auch die Projekterfahrungen des 
Labors aus den Vorgängerphasen rechtfertigen nicht das Alleinstellungsmerkmal. Es 
reicht nicht aus, dass dem Auftraggeber keine weiteren Personen bekannt sind und 
seine Annahmen plausibel erscheinen. Er muss auch durch eine Markterkundung bele
gen, dass keine andere Person die Leistung hätte erbringen können.21 Dass nicht nur 
das eine Labor in Betracht kam, zeigt sich auch daran, dass die KfW abwägt, dass eine 
Ausschreibung wahrscheinlich kein anderes Ergebnis gebracht hätte. Dann aber wären 
doch andere potenzielle Auftragnehmer in Betracht gekommen. Dass ein Wettbewerb 
wahrscheinlich wiederum zu demselben Labor als Auftragnehmer geführt hätte, nimmt 
das Ergebnis einer Ausschreibung unzulässigerweise vorweg. 

Da die Direktvergabe nicht gerechtfertigt war, hätte die KfW sie nicht nachträglich ge
nehmigen dürfen. 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
21  Siehe oben Tz. 3, S.18. 
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4.2 Beschaffung elektronischer Artikel zur Nutzung eines 
Zahlungssystems 

Feststellungen 

Für das Vorhaben 12 schloss ein Projektträger im Dezember 2021 mit einem Unterneh
men einen Vertrag über die Beschaffung von Elektronikartikeln in hohen Stückzahlen. 
Der geschätzte Auftragswert umfasste umgerechnet rund 216 000 Euro. Anschließend 
bat der Projektträger die KfW um die Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheini
gung („No objection“) zu der Beauftragung. Die KfW bat den Projektträger zunächst um 
Informationen, da ihr der Vergabevorgang nicht bekannt war. 

Sie erstellte einen Vermerk zum Sachverhalt und wies den Projektträger darauf hin, 
dass das praktizierte Vorgehen zur Beauftragung ohne zuvor seitens der KfW erteilte 
Unbedenklichkeit und dabei als Direktvergabe gegen die Richtlinien der KfW verstoße 
und die rückwirkende Erteilung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung nicht möglich 
sei. Um die Beauftragung dennoch und nachträglich zu legitimieren, prüfte die KfW 
den abgeschlossenen Vertrag und stufte die Direktvergabe als nachvollziehbar und 
vorschriftkonform ein. Im April 2022 erteilte die KfW entgegen ihrer früheren Mittei
lung an den Projektträger die von ihm erbetene Unbedenklichkeitsbescheinigung. 

Würdigung 

Nach Maßgabe der FZ-Vergaberichtlinien ist für Vergaben grundsätzlich größtmögli
cher Wettbewerb herzustellen. Hiernach ist das Vergabeverfahren mit dem höchsten 
Wettbewerbsniveau zu wählen. Dies gewährleistet das Vergabeverfahren der IÖA. Es 
folgen in absteigender Reihenfolge mit geringerer Reichweite die Vergabeverfahren 
der NÖA, die Angebotseinholung und das Preisangebot. Die Voraussetzungen für eine 
Direktvergabe als Vergabeverfahren ohne jeglichen Wettbewerb lagen auch im Hin
blick auf erlaubte Ausnahmetatbestände nicht vor.22 

Der geschätzte Auftragswert hatte ein Volumen von rund 240 000 US-Dollar und damit 
von rund 216 000 Euro. Nach den zum Zeitpunkt der Beauftragung geltenden FZ-
Vergaberichtlinien war für den Beschaffungsvorgang grundsätzlich eine IÖA aufgrund 
des Auftragswertes verpflichtend.23 Bei den zu beschaffenden Sachgütern handelte es 
sich um elektronische Gegenstände in Form von Massengütern für den Gebrauch 
durch eine Vielzahl von Nutzern. Bei solchen Gegenständen ist grundsätzlich anzuneh
men, dass mehrere Anbieter diese liefern können. Einen Ausnahmetatbestand hat die 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
22  Vgl. FZ-Vergaberichtlinien – Richtlinien für die Beschaffung von Beratungsleistungen, Bauleistungen, Anlagen, Liefe

rungen und sonstigen Dienstleistungen in der Finanziellen Zusammenarbeit mit Partnerländern, Dokumentversion 
Januar 2019, 1. Überarbeitung per Januar 2021, Artikel 2.1.5 (5) und (6). 

23  Vgl. ebenda, Artikel 2.1.1. 
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KfW nicht nachvollziehbar dargelegt und ein solcher ist auch nicht erkennbar. Ob nur 
dieser eine Anbieter zur Lieferung der benötigten Sachgüter in der Lage war, wäre 
durch eine Markterkundung nachzuweisen gewesen (siehe Tz. 3). Eine Beauftragung 
mittels Direktvergabe, deren Voraussetzungen nach den FZ-Vergaberichtlinien nicht 
erfüllt waren, ist mit dem Vergaberecht nicht vereinbar. 

Die Richtlinien und Vorgaben für die FZ dienen u. a. der Herstellung möglichst umfang
reichen Wettbewerbs und dabei der Korruptionsprävention. Für Vergabevorgänge, die 
eine diesen Zielen abträgliche Entwicklung offenbaren, müssen auch Sanktionierungen 
wie ein Abbruch des Vergabeverfahrens erwogen werden – mit der Folge, dass die KfW 
keine Unbedenklichkeitsbescheinigung erteilt und keine Projektmittel auszahlt.24 Mit 
dem unzulässigen Wettbewerbsausschluss ging ein erhöhtes Korruptionsrisiko einher. 
Die KfW ließ sich auf das vom Projektträger eigenmächtig praktizierte Vorgehen bei der 
Vergabe ein und handelte nicht hinreichend vorsichtig. Im Ergebnis hat sie die FZ-
Vergaberichtlinien nicht richtig angewendet, indem sie im Nachhinein Unbedenklich
keit bescheinigte. 

Gesamtwürdigung und Empfehlungen 

Vergabeverstöße sind zu vermeiden. Soweit die KfW aus den Projekten ihrer Partner 
Sachverhalte erfährt, bei denen unzulässigerweise Wettbewerb ausgeschlossen wurde 
oder der Wettbewerbsausschluss nicht gerechtfertigt war, kann sie diese nicht rückwir
kend korrigieren. Rückwirkende Legitimierungen von Vergaben sind nicht zulässig, 
wenn materiell-rechtlich die Voraussetzungen nicht vorliegen. Das Vorliegen der Vo
raussetzungen hat die KfW vor der Erbringung der Leistung zu überprüfen. Ein Verga
beverfahren lässt sich nicht nachholen, wenn die Leistung bereits erbracht ist. Wenn 
Vergaben fehlerhaft waren, müsste die KfW die Verträge der Partnerorganisation bean
standen - mit Verweis auf die FZ-Vergaberichtlinien. 

Die KfW kommt ihrer Verpflichtung zur Überwachung von Partnervergaben nur nach, 
wenn sie sich an die FZ-Vergaberichtlinien hält. Für alle nachträglich legitimierten 
Vergaben sollte das Vergabemanagement sensibilisiert werden. Das Vorliegen der Vo
raussetzungen der FZ-Vergaberichtlinien, insbesondere zur Wahl des Vergabeverfah
rens, hat die KfW – wie auch sonst – gründlich zu prüfen. Die bereits erfolgte Vergabe 
kann nur legitimiert werden, wenn die Voraussetzungen der FZ-Vergaberichtlinien, hier 
insbesondere des Vergabeverfahrens, im Vergabezeitpunkt vorlagen. Wenn Partner 
gegen die FZ-Vergaberichtlinien verstoßen – unabhängig davon, ob mit oder ohne 
Kenntnis – muss die KfW die in Artikel 1.6.10 der FZ Vergaberichtlinien (aus den Jah
ren 2019 und 2023) vorgesehenen Sanktionsmöglichkeiten konsequent anwenden. Bei 
regelwidrigen Beschaffungen ist die KfW gegebenenfalls berechtigt, denjenigen Teil 
der Mittel, der auf Verträge entfällt, bei deren Beschaffung die Bestimmungen nicht 

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………… 
24  Vgl. FZ-Vergaberichtlinien, Dokumentversion Januar 2019, Stand: 2. Überarbeitung per November 2023, Artikel 1.6.10. 
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eingehalten wurden, zu streichen. Sie hat Anspruch auf vollständige oder teilweise 
Rückerstattung oder vorzeitige Rückzahlung. Aufgrund ihrer treuhänderischen Tätig
keit für den Bund hat die KfW bereits gezahlte Beträge bei Vergaberechtsverstößen zu
rückzufordern bzw. wie in beiden Beispielen eine Zahlung zu unterlassen. Bei Partner
vergaben haften die Partnerorganisationen für fehlerhaftes Verhalten gegenüber den 
Auftragnehmern. Wenn die KfW zum Schutz einzelner Auftragnehmer ihre Vergabere
geln bricht, verliert sie an Glaubwürdigkeit und Integrität. Die Einbindung der Rechts
abteilung oder von Vorgesetzten waren bei beiden Vorgängen nicht erkennbar. Die 
KfW sollte sicherstellen, dass bei kritischen Vorgängen die Rechtsabteilung und die zu
ständige Hierarchieebene der KfW eingebunden werden. Sensible Sachverhalte, die ei
nen Vergaberechtsverstoß darstellen, sollten nicht ausschließlich auf Sachbearbei
tungsebene behandelt werden. 

Wir haben Ihnen empfohlen, verbindlich gegenüber der KfW klarzustellen, dass nach
trägliche Legitimierungen von Vergaben nur bei Vorliegen der materiellrechtlichen Vo
raussetzungen – des jeweiligen Vergabeverfahrens – nach den FZ-Vergaberichtlinien 
möglich sind. 

Die KfW sollte in ihren FZ-Vergaberichtlinien klarstellen, dass konkludente Beauftra
gungen nur zulässig sind, wenn die Voraussetzungen für eine Direktvergabe vorliegen 
oder ein Ausnahmetatbestand greift. 

Die KfW sollte darüber hinaus intern klarstellen, dass sie bereits verbindlich geschlos
sene Verträge nachträglich vergaberechtlich nur bei Vorliegen aller Voraussetzungen 
der FZ-Vergaberichtlinien legitimieren kann. Grundsätzlich sollte die KfW gegenüber 
ihren Partnerorganisationen darauf hinwirken, dass sie die Vergaben vor Vertragsab
schluss überprüfen kann. Ein Versäumnis der Partnerorganisation stellt keinen Grund 
für die nachträgliche Legitimierung einer fehlerhaften Vergabe dar. Die KfW hat ergeb
nisoffen anhand der FZ-Vergaberichtlinien zu prüfen, ob die Voraussetzungen des 
Vergabeverfahrens vorliegen bzw. vorlagen. In Zweifelsfällen sollten Entscheidungen 
nicht auf der Ebene der Sachbearbeitung getroffen werden können, sondern die Ein
bindung der Rechtsabteilung und der Hierarchieebene erfordern. 

Mit dem Fordern von Rückerstattungen, vorzeitigen Rückzahlungen oder dem Unter
lassen einer Zahlung sollte die KfW bei Vergaberechtsverstößen und auch sonst konse
quent ihre FZ-Vergaberichtlinien anwenden. 

Wir haben Sie gebeten, die KfW darauf hinzuweisen, dass Sie nicht ordnungsgemäß 
verwendete Bundesmittel von der KfW zurückfordern werden. 
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Stellungnahme des BMZ 

Sie haben mitgeteilt, dass der Umgang mit nicht ordnungsgemäß verwendeten Bun
desmitteln im Generalvertrag zur Durchführung der Finanziellen Zusammenarbeit zwi
schen Bund und KfW geregelt sei: Gemäß Artikel IX sei die KfW dazu verpflichtet, im 
Falle einer nicht ordnungsgemäßen Verwendung von Bundesmitteln Schadensersatz 
an den Bund zu leisten. Darüber hinaus sei die KfW gemäß Artikel XII verpflichtet, bei 
der Durchführung der generalvertraglichen Aufgaben die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns anzuwenden. Sie haben zugesagt, unsere Empfehlungen an die KfW wei
terzugeben. 

Abschließende Würdigung 

Wir erwarten, dass Sie die Umsetzung unserer Empfehlungen durch die KfW verfolgen, 
indem Sie sich dazu berichten lassen. 

Schneider Steinkamp 

Beglaubigt: Simone Seltzsam, Tarifbeschäftigte 
Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck. 




